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Drucksache 809 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Ruhnke, 
Margulies, Dr. Schild und Genossen 


betr. Vorschriften über die Düngung mit gesundheits- 
schädlichen Abwässern 


In seiner 162. Sitzung am 3. Oktober 1956 hat der 2. Deutsche 
Bundestag beschlossen, die Bundesregierung zu ersuchen, auf 
Grund des Lebensin ittelgesetzes eine Rechtsverordnung zu er- 
lassen, die verhindert, daß Obst und Gemüse in den Verkehr 
gebracht wird, bei dem Oberflächendüngung während der 
Vegetationszeit mit gesundheitsschädlichen Abwässern oder 
unaufbereiteten Fäkalien angewandt wurde. 

Da der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
eine entsprechende Maßnahme als sowohl im Interesse der 
Verbraucher wie auch im Interesse der Erzeuger liegend be- 
zeichnet. hat, fragen wir die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Beratung des An- 
trages auf Drucksache 702 der 2. Wahlperiode zwischen 
seiner Einbringung am 10. Juli 1954 und seiner Annahme 
am 3. Oktober 1956 mit der Begründung verzögert wurde, 
daß vor Beschlußfassung die beteiligten Ressorts ausreichend 
Zeit haben sollten, um die Möglichkeit des Erlasses eines 
Verbots zu prüfen? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß 

a) die Vertreter der Bundesministerien des Innern sowie für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1955 mehrfach zum 
Ausdruck gebracht haben, die vorbereitenden Arbeiten für 
den Erlaß einer Rechtsverordnung seien bereits aufgenom- 
men ; 

b) der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in der Sitzung des Ausschusses für Gesundheits- 
wesen am 25. Juni 1956 bemerkte, die zuständigen Mini- 
sterien hätten Vorschläge für eine Rechtsverordnung 
erarbeitet ? 
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Wenn die Fragen 1 und 2 bejaht werden, könnte dann nicht 
dem Beschluß des Bundestages vom 3. Oktober 1956 nun- 
mehr entsprochen werden? 

Hält nicht die Bundesregierung nunmehr, insbesondere nach 
der Verabschiedung der Novelle zum Lebensmittelgesetz, den 
Erlaß entsprechender Vorschriften für vordringlich? 
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